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(Nr. 14198.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die Aufteilung der Stadtgemeinde Gladbach⸗Rheydt 
vom 24. Juni 1933 (Geſetzſamml. S. 225). Vom 26. Oktober 1934. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 
§ 1. 
§ 4 des Geſetzes über die Aufteilung der Stadtgemeinde Gladbach-Rheydt vom 24. Juni 
1933 (Geſetzſamml. S. 225) erhält folgende Faſſung: 


§ 4. 

(1) Die Rechtsverhältniſſe des Zweckverbandes ſind durch eine Satzung zu regeln, 
die von den Vorſchriften des Zweckverbandsgeſetzes vom 19. Juli 1911 (Geſetzſamml. 
S. 115) abweichen kann. 

(2) Die Zuſtändigkeit des Regierungspräſidenten zur Beſtätigung oder Feſtſtellung 
der Satzung nach § 9 des Zweckverbandsgeſetzes in Verbindung mit § 9 des Geſetzes 
über die Anpaſſung der Landesverwaltung an die Grundſätze des nationalſozialiſtiſchen 
Staates vom 15. Dezember 1933 (Geſetzſamml. S. 479) bleibt mit der Maßgabe beſtehen, 
daß der Verbandsvorſteher in jedem Falle durch den Regierungspräſidenten ernannt 
wird, der ihn auch jederzeit abberufen kann. 


§ 2. 
Das Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 26. Oktober 1934. 
Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Frick. 


5 Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 26. Oktober 1934 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 
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(Nr. 14199.) Geſetz über die Dienſtſtrafſenate des Oberverwaltungsgerichts. Vom 6. November 1934. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Sal, 

(1) Für die Wahrnehmung der Gejchäfte, für die nach § 39 der Beamtendienſtſtrafordnung 
in der Faſſung des Geſetzes zur Anderung des Dienſtſtrafrechts vom 18. Auguſt 1934 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 353) die Dienſtſtrafſenate des Oberverwaltungsgerichts zuſtändig ſind, werden beim 
Oberverwaltungsgericht, an Stelle der bisherigen, drei Dienſtſtrafſenate ohne Vermehrung der im 
Staatshaushalt vorgeſehenen Stellen neu errichtet. 

(2) Der Miniſterpräſident kann auf Vorſchlag des Miniſters des Innern weitere Dienſtſtraf⸗ 
ſenate errichten, ſoweit damit eine Vermehrung der im Staatshaushalt beſtimmten Zahl der Mit⸗ 
glieder des Oberverwaltungsgerichts nicht verbunden iſt, und beſtehende Dienſtſtrafſenate aufheben. 


§ 2. 

Das Staatsminiſterium bezeichnet für die Dauer des Geſchäftsjahrs, erſtmalig für den Zeit 
raum vom 1. Oktober 1934 bis zum 31. Dezember 1935, diejenigen Mitglieder (Senatspräſidenten 
und Räte) des Oberverwaltungsgerichts, die in den nach § 1 errichteten Dienſtſtrafſenaten beſchäftigt 
werden können. Die Verteilung der ſo bezeichneten Mitglieder auf die Senate erfolgt im Wege der 
Geſchäftsverteilung nach den Beſtimmungen des Verwaltungsgerichtsgeſetzes. 


§ 3. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1934 in Kraft. 


Berlin, den 6. November 1934. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Miniſterpräſidenten: 
Popitz. Frick. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 6. November 1934. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
In Vertretung: 


Popitz 


Staatsminiſter. 


(Nr. 14200.) Polizeiverordnung über die Verwendung geſundheitsſchädlicher Stoffe und feuergefähr⸗ 
licher Gegenſtände im Friſör⸗, Barbier⸗ und Haarſchneidegewerbe. Vom 16. Oktober 1934. 


Auf Grund des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. S. 77) wird 
für den Umfang des preußiſchen Staatsgebiets folgendes verordnet: 


Se 
Im Friſör⸗, Barbier- und Haarſchneidegewerbe dürfen Ather, Azeton, Eſſigäther, Kohlen: 
waſſerſtoffe (insbeſondere Petroläther, Benzin, Ligroin, Naphtha, Benzol, Toluol und chlorierte 
Kohlenwaſſerſtoffe wie Tetrachlorkohlenſtoff u. ähnl.) ſowie Gemiſche und Zubereitungen dieſer 
Stoffe zum Waſchen oder Trocknen des Haares nicht gebraucht werden. 


8 5 
In dem im $ 1 bezeichneten Gewerbe dürfen Zellhornkämme beim Herſtellen von Waſſer— 
wellen nicht verwendet werden. Die dabei zu benutzenden Kämme müſſen aus einem ſchwer 
brennbaren Material (Cellon oder dgl.) beſtehen. 
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§ 3. 

Für jeden Fall der Nichtbefolgung dieſer Polizeiverordnung wird hiermit die Feſtſetzung 
eines Zwangsgeldes bis zu 150 RAM, im Nichtbeitreibungsfall die Feſtſetzung von Zwangshaft 
bis zu zwei Wochen angedroht. 

§ 4. 


Dieſe Polizeiverordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft und am 30. Sep⸗ 
tember 1964 außer Kraft. 

Gleichzeitig verlieren alle denſelben Gegenſtand behandelnden Polizeiverordnungen nach— 
geordneter Behörden ihre Gültigkeit. 


Berlin, den 16. Oktober 1934. 


Der Preußiſche Miniſter des Innern. 


In Vertretung: 
Grauert. 


(Nr. 14201.) Dritte Preußiſche Verordnung zur Durchführung des Milchgeſetzes vom 31. Juli 1930 
(Reichsgeſetzbl. I S. 421). Vom 20. Oktober 1934. 
Auf Grund des § 52 Abj. 2 des Milchgeſetzes vom 31. Juli 1930 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 421) 
wird folgendes verordnet: 
§ 1. 
Im § 23 Abſ. 1 der Preußiſchen Verordnung zur Durchführung des Milchgeſetzes vom 
16. Dezember 1931 (Geſetzſamml. S. 259) werden die Buchſtaben a und b durch folgende Vor— 
ſchrift erſetzt: 
a) in erſter Inſtanz das Kreisverwaltungsgericht (Stadtverwaltungsgericht); 
b) in zweiter Inſtanz das Bezirksverwaltungsgericht. 


8 2. 
§ 23 Abſ. 3 der Verordnung erhält folgende Faſſung: 
(3) Die auf Grund von Abſ. 1 zu fällenden Entſcheidungen find im Verwaltungs 
ſtreitverfahren zu treffen. 
§ 3. 


§ 23 Abſ. 4 der Verordnung erhält folgende Faſſung: 
(4) Vor der Erteilung der Erlaubnis ſind in erſter Inſtanz der zuſtändige Milch⸗ 
verſorgungsverband und ein Sachverſtändiger der Verbraucher gutachtlich zu hören. Der 
Sachverſtändige der Verbraucher wird von der nach Abſ. 1 zuſtändigen Behörde berufen. 


§ 4. 
§ 23 Abſ. 6 erhält folgende Faſſung: 
(6) Auch die Anforderung an die Mindeſtmenge (§ 14 Abſ. 5 Nr. 6 des Geſetzes) 
unterliegt der Nachprüfung im Verwaltungsſtreitverfahren. 


a § 5. 
Im § 23 Abſ. 8 der Verordnung iſt an Stelle 
„der Bezirksausſchuß“ zu ſetzen „das Bezirksverwaltungsgericht“. 


§ 6. 
Die SS 48 bis 72 einſchl. der Verordnung find zu streichen. 
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§ 7. 
Die Zweite Verordnung zur Durchführung des Milchgeſetzes vom 6. Oktober 1932 (Geſetz⸗ 
ſammlung S. 325) wird aufgehoben. 365 
S 8. 
Dieſe Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 
Berlin, den 20. Oktober 1934. 
Der Preußiſche „Der Preußiſche Der Preußiſche Miniſter 
Landwirtſchaftsminiſter. Miniſter des Innern. für Wirtſchaft und Arbeit. 
In Vertretung: In Vertretung: In Vertretung: 


Willikens. Grauert. Poſſe. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen. 
(8 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 
f Im Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 243 vom 17. Oktober 1934 iſt 
eine viehſeuchenpolizeiliche Anordnung des Preußiſchen Landwirtſchaftsminiſters vom 13. Oktober 1934 
erſchienen, die am 17. Oktober 1934 in Kraft getreten iſt. Die Anordnung enthält die Beſtimmungen 
für die Benutzung der Fütterungs⸗ und Tränkeſtation in Bebra, Regierungsbezirk Kaſſel, durch die 
zur Durchfuhr kommenden ausländiſchen Klauentiere und Einhufer. 


Berlin, den 3. November 1934. 
Preußiſches Landwirtſchaftsminiſterium. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 7. September 1934 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Höver zum Ausbau des 
Gemeindewegs im Stiegfeld 


durch das Amtsblatt der Regierung in Lüneburg Nr. 39 S. 171, ausgegeben am 29. September 1934; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. Oktober 1934 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich zum Bau eines Gleis⸗ 
anſchluſſes bei Munſter im Kreiſe Soltau 
durch das Amtsblatt der Regierung in Lüneburg Nr. 42 S. 180, ausgegeben am 20. Oktober 1934. 


Berichtigung. 
Auf S. 404 Zeile 2 von oben muß es ſtatt „Entlaſſung“ heißen „Entlaſſenen“. 
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